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Newsletter von 

Gabriele Groneberg, MdB 

mit Berichten aus Berlin und der Region 

Liebe Genossinnen, liebe Genossen, 

vom 16. bis zum 18. August 2013 heißt es: Berlin, Berlin - wir  
fahren nach Berlin! Denn wir planen eine Busfahrt mit zwei Über-
nachtungen zu den Feierlichkeiten anlässlich des 150. Ge-
burtstags der SPD am Brandenburger Tor. Die Anmeldebogen 
hierfür findet Ihr unter www.gabriele-groneberg.de. 
 
Herzliche Grüße 

Ausgabe 03 / 2013 

Missbrauch von Werkverträgen bekämpfen 
Antrag der SPD-Fraktion im Bundestag zur Stärkung der Arbeitnehmerrechte 

Um den Druck der Lebensmittelin-

dustrie nach immer billigeren Le-

bensmitteln nachzukommen, ver-

sucht die fleischverarbeitende 

Industrie schon seit längerer Zeit, 

die Produktionskosten mit allen 

Mitteln zu reduzieren. Dies wirkt 

sich nicht nur auf die Fleischquali-

tät aus, sondern auch auf den 

Lohnsektor. Langjährige Mitarbei-

ter und Fachkräfte werden aus 

den Betrieben gedrängt und die 

frei gewordenen Arbeitsplätze 

durch sogenannte Werkvertagsar-

beiter – oftmals aus Osteuropa – 

ersetzt. Diese Scheinselbständigen 

arbeiten dann oftmals unter men-

schenunwürdigen Umständen zu 

Dumpinglöhnen.  

Deshalb hat  d ie SPD -

Bundestagsfraktion den Antrag 

„Missbrauch von Werkverträgen 

bekämpfen“ in den Deutschen 

Bundestag eingebracht. Dieser 

stand am 21. Februar 2013 zur 

Debatte. 

 

Meine FraktionskollegInnen und 

ich haben in unseren Reden ein-

dringlich darauf hinzuweisen, dass 

es dabei nicht nur um die Schein-

Werkverträge in der Fleischindust-

rie geht, sondern um eine aus-

ufernde Problematik, die viele 

Bereiche betrifft. Lohndumping 

durch den Missbrauch von Werk-

verträgen ist eine generelle Pest 

geworden.  

Gabriele Groneberg bei ihrer Rede am 21. Februar 2013  
Foto: Deutscher Bundestag/Achim Mende 

Auszüge aus der Rede finden Sie auf Seite 2 

Bitte vormerken:  
 

Wir planen für diesen Sommer eine 
Motorradtour nach Berlin.  

Wer grundsätzliches Interesse hat, kann 
sich schon jetzt im Wahlkreisbüro bei  

Kristian Kater melden.  
(Kontakt siehe Seite 4) 

http://www.gabriele-groneberg.de
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„…Es schwappt eine regel-

rechte Welle des Miss-

brauchs von Werkverträgen 

in den letzten Jahren durch 

die Republik. Wenn ich allei-

ne unsere Region 

betrachte, dann 

muss ich sagen, 

dass es sich hier 

um Wellenberge 

handelt. Das ist bei 

der Schwarz-Gelben Regie-

rung noch gar nicht richtig 

angekommen oder sie ver-

schließt bewusst die Augen.  

Diese Praxis ist in den 

Schlachtbetrieben mittler-

weile Tagesgeschäft. Sie hat 

sich ausgeweitet. Seit Jahren 

werden nun Aufgaben für 

gelernte Schlachter, also 

Fachkräfte, outgesourct. Die 

Stammbelegschaft wäre den 

Betrieben zu teuer. Die Ar-

beit wird im Rahmen von 

Werkverträgen auf andere 

Unternehmen, die dann aber 

im Schlachthof tätig sind, 

verlagert; das ist Fakt. Die 

Größe der Stammbelegschaft 

im Verhältnis zu Werkver-

tragsarbeitern beträgt viel-

fach nur noch ein Fünftel. 

Die Arbeitskräfte findet man 

überwiegend in Osteuropa. 

Sie folgen falschen Verspre-

chungen in Bezug auf die 

Arbeitsbedingungen, den 

Verdienst und die Wohnsitu-

ation. Sie sprechen kein 

Deutsch und sind auf die 

Einpeitscher des Unterneh-

mens angewiesen. Stunden-

löhne von 3 bis 5 Euro sind 

die Regel.  

… Gewerkschafter, die hier 

zu helfen versuchen, die die 

Öffentlichkeit immer wieder 

über diese Zustände infor-

mieren, werden ausgegrenzt, 

mit Drohungen und Klagen 

überzogen. Deshalb werden 

nach unserem Willen die 

Beteiligungsrechte ausgewei-

tet. Der Betriebsrat be-

kommt das Auskunftsrecht, 

das Zustimmungsverweige-

rungsrecht und die Zustän-

digkeit auch für die Fremdar-

beiter. Der Betrieb ist ver-

pflichtet diese Bestimmun-

gen zu erfüllen und kann sich 

nicht mit den fehlenden In-

formationen der Überlasser-

firma entschuldigen. Wir 

wollen den Missbrauch be-

kämpfen. Lohndumping führt 

z.B. dazu, dass Schweine aus 

Dänemark nach Südolden-

burg gekarrt werden, um im 

Billiglohnland Deutschland 

geschlachtet zu werden. Dar-

auf können wir doch wohl 

nicht stolz sein. Meines Er-

achtens ist es eine Schande 

für den Wirtschaftsstandort 

Deutschland, dass wir uns so 

etwas leisten, vor allem in 

Bezug auf den sozialen 

Standort Deutschland. Aber 

es ist so, dass wir bisher 

nicht die Kontrollmöglichkei-

ten haben, um diesem Miss-

brauch entsprechend zu be-

gegnen. Auf die Proteste von 

Gewerkschaften, Kirchenver-

tretern und einer Vielzahl 

von Bürgern gab es Bedro-

hungen, mafiareife Reaktio-

nen. Wir als SPD soli-

darisieren uns mit 

allen, die gegen diese 

Missstände kämpfen. 

Auf einmal geht auch 

einiges in unseren 

Landkreisen. Kreisverwaltun-

gen und Kommunen haben 

endlich Mittel und Wege 

gefunden, besonders auffälli-

ge Wohnsituationen zu kon-

trollieren und zu beseitigen. 

... Ich erwarte, dass sich 

die Schwarz-Gelbe Regierung 

dem Antrag anschließt, um 

endlich Schluss mit dieser Art 

von Menschenhandel zu ma-

chen….“ 

Schluss mit dem Sozialdumping   
Auszug aus meiner Rede vom 21. Februar 2013 

Die Rede in voller 
Länge zum Lesen 
und als Video: 

www.gabriele-
groneberg.de/
bundestag/reden/ 

@ 

Mit der gewonnenen Landtagswahl in Niedersachsen haben 

die Bundesländer mit einem SPD-Ministerpräsidenten die 

Stimmenmehrheit im Bundes-

rat. Nun können sie die Initiati-

ve für die Behandlung von Bun-

desgesetzen ergreifen und die 

schwarz-gelbe Regierung zum 

Handeln zwingen.  

Diese konservative Regierung 

hat sich auf vielen Gesell-

schaftsfeldern als Verhinderungsregierung hervorgetan. So hat 

der Bundesrat in der vergangenen Woche  eine Gesetzesinitia-

tive zur vollen Gleichstellung homosexueller Partnerschaften 

verabschiedet. Jetzt müssen endlich die Konservativen in der 

CDU/CSU Farbe bekennen, ob sie eine moderne Partner-

schaftspolitik mittragen wollen oder noch im Geiste des letz-

ten Jahrhunderts verharren. Hierzu gehört auch die steuerli-

che Gleichstellung der Lebens-

partnerschaften, die mit dem Jah-

ressteuergesetz 2013  eingefordert 

wird.  

Des Weiteren kann nun endlich die 

SPD mit ihrer Mehrheit im Bundes-

rat die Initiative für ein Mindest-

lohngesetz für einen allgemeinen, 

gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro auf den Weg bringen.  

Alle Gesetzesinitiativen werden zur Abstimmung im Bundes-

tag gestellt. Die schwarz-gelbe Regierung muss sich dann ent-

scheiden, ob sie weiterhin gegen die Mehrheit der Bevölke-

rung an ihrer rückwärtsgewandten Politik festhalten will. 

SPD-geführte Bundesländer machen Druck im Bundesrat 
Gesetzesinitiativen zur Gleichstellung homosexueller Partnerschaften, zur steuerlichen Gleichstellung der Lebens-

partnerschaft und zum flächendeckenden, gesetzlichen Mindestlohn 

Foto: Bundesrat 

http://www.gabriele-groneberg.de/bundestag/reden/
http://www.gabriele-groneberg.de/bundestag/reden/
http://www.gabriele-groneberg.de/bundestag/reden/
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Der von der Regierung 

„zensierte“ vierte  Armuts- 

und Reichtumsbericht, der 

d ie Lebens lagen in 

Deutschlandauf auf annä-

hernd 600 Seiten analysiert, 

legt offen, dass die Schere 

zwischen Arm und Reich 

immer schneller ausein-

ander geht, dass die die 

Gesellschaft tragenden 

Werte  soziale Gleichheit 

und soziale Gerechtig-

keit immer mehr zur 

Farce werden.  

„Ein gerechtes Maß 

ökonomischer und sozia-

ler Teilhabe der Bürge-

rinnen und Bürger ist 

Grundvoraussetzung für 

sozialen Frieden und 

eine lebendige Demokra-

tie“, heißt es in dem Be-

richt. Weiter wird festge-

stellt: „Während die Lohnent-

wicklung im oberen Bereich 

in Deutschland positiv stei-

gend war, sind die unteren 

Löhne in den vergangenen 

zehn Jahren preisbereinigt 

gesunken. Die Einkommens-

spreizung hat damit zuge-

nommen. Nach Berechnun-

gen des Deutschen Instituts 

für Wirtschaftsforschung 

(DIW Berlin) haben die unte-

ren 40 Prozent der Vollzeitbe-

schäftigten reale Entgeltver-

luste verzeichnet, während 

die Entwicklung am oberen 

Ende der Verteilung beson-

ders günstig war. Eine solche 

Einkommensentwicklung 

verletzt das Gerechtigkeits-

empfinden der Bevölkerung 

und kann den gesellschaftli-

chen Zusammenhalt gefähr-

den.“ 

Die Ungleichheit der Lohn-

einkommen ist die Ursache 

für diese Entwicklung. So 

Armuts– und Reichtumsbericht der Bundesregierung 

Skandalöse Einkommens- und Vermögensverteilung 

Mehr dazu unter:  www.spdfraktion.de/themen/
schwarz-gelb-verfaelscht-armuts-und-
reichtumsbericht 

@ 

Am 20. März 2013 veranstaltet meine Ar-
beitsgruppe in der SPD-Bundestagsfraktion 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz eine Konferenz zum Thema 
"Sozialdemokratische Perspektiven für den 
ländlichen Raum" im Reichstag in Berlin.  
Frank-Walter Steinmeier wird als Hauptred-
ner die Grundlinien sozialdemokratischer 
Politik für den ländlichen Raum erläutern. 
Kommen Sie in die Hauptstadt und disku-
tieren Sie mit!  
 
Einladung und Anmeldung zur Konferenz 
finden Sie unter www.gabriele-
groneberg.de î Aktuelles 

 

 

ergänzt das Bundesministeri-

um, „ Stundenlöhne, die bei 

Vollzeit zur Sicherung der 

Lebensunterhalt eines Allein-

stehenden nicht ausreichen, 

verschärfen Armutsrisiken 

und Schwächen den sozialen 

Zusammenhalt.“ Aus diesen 

Gründen kämpft die SPD für 

flächendeckende Mindestlöh-

ne für alle Tätigkeitsbereiche. 

SPD-Chef Sigmar Gabriel ver-

wies in der Debatte zu die-

sem Entwurf auf die sechs 

Millionen Menschen in 

Deutschland, die für weniger 

als acht Euro die Stunde ar-

beiten müssen und zwölf Mil-

lionen Menschen lebten an 

oder unter der Armutsgrenze, 

betroffen sind vor allem Al-

leinerziehende, Arbeitslose 

und Kinder. Die gewerk-

schaftsnahe Hans-Böckler-

Stiftung erklärte, dass mittler-

weile dreißig Prozent der Kin-

der armutsgefährdet sind. 

Dieses wolle die Regierung 

aus dem Bericht streichen, es 

verschweigen. 

Die Vermögensverteilung in 

Deutschland wird auch immer 

ungleicher, so die Daten aus 

dem Bericht. Die reichsten 

zehn Prozent der Deutschen 

verfügen über mehr als die 

Hälfte des Gesamtvermögens. 

Der unteren Hälfte der Haus-

halte bleibt gerade 

mal ein Prozent. Und 

auch der Staat wird 

immer ärmer. 

Die Verabschiedung 

des Berichtes schei-

terte bisher daran, 

dass das Wirtschafts-

ministerium (Herr 

Rösler, FDP)  Passagen 

des wissenschaftli-

chen Berichtes ent-

schärfen lässt, man 

muss sagen den Be-

richt zensiert.  

„Eigentum verpflich-

tet. Sein Gebrauch 

soll zugleich dem Wohle der 

A l l g e m e i n h e i t  d i e -

nen.“ (Artikel 14,2 Grundge-

setz) Diese Pflicht wird nicht 

ernst genommen. 

Entwicklung des realen 
Bruttoerwerbseinkommens von 

Vollzeitbeschäftigten 

Quelle: Nach Brenke, K./Grabka, M. (2011), Schwache Lohnentwicklung im letzten Jahrzehnt, in: 
DIWWochenbericht, Nr. 45/2011, S. 12, aus Entwurf des 4. Armuts- und Reichtumsberichts der 
Bundesregierung, S. 36 

http://www.spdfraktion.de/themen/schwarz-gelb-verfaelscht-armuts-und-reichtumsbericht
http://www.spdfraktion.de/themen/schwarz-gelb-verfaelscht-armuts-und-reichtumsbericht
http://www.spdfraktion.de/themen/schwarz-gelb-verfaelscht-armuts-und-reichtumsbericht
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Meine Büros in den Wahlkreisen 

Bürgerbüro Cloppenburg 

Rathausweg 60, 49661 Cloppenburg 

Tel.: 04471/1840688  // Fax.: 04441/851434 

gabriele.groneberg@wk2.bundestag.de 

Bürozeiten: 

Montag 

09.00 - 13.00 Uhr und 14.00—16.30 Uhr 

Mittwoch 11.00 - 18.30 Uhr 

Donnerstag 09.00 – 16.30 Uhr  

Mitarbeiter für Cloppenburg und Vechta:  

Bürgerbüro Vechta 

Kolpingstraße 26, 49377 Vechta 

Tel.: 04441 - 852798 

gabriele.groneberg@wk2.bundestag.de 

Bürozeiten: 

Dienstag 

09.00 - 13.00 Uhr und 15.00 - 18.00 Uhr 

Freitag 09.00 - 13.00 Uhr  

 

Kristian Kater 

Verweigerungshaltung der Bundesregierung hat die letzten  
Nahrungsmittel-Skandale begünstigt  

Ankündigen, prüfen, vor der Lobby ku-

schen – das ist die Verbraucherpolitik 

der Ilse Aigner. Nichts als heiße Luft sind 

für mich die verbalen Aktionen der Mi-

nisterin Aigner, so meine Erfahrungen 

mit den Reaktionen auf die Lebensmit-

telskandale in den letzten Jahren. Wenn 

die Ministerin und die CDU sich bis heu-

te nicht vehement gegen eine Kenn-

zeichnungspflicht zur Herkunft von 

Fleischprodukten gestemmt hätten, wä-

re ein Pferdefleisch-Skandal in diesem 

Ausmaß unmöglich gewesen. Doch noch 

letztes Jahr hat es die schwarz-gelbe 

Regierungsmehrheit abgelehnt, die Her-

kunft von Fleisch zu kennzeichnen. Jetzt 

soll die Kennzeichnungspflicht vielleicht 

doch kommen.  Die SPD fordert seit lan-

gem eine Kennzeichnung der Herkunft 

von Fleisch - auch als Zutat in Fertigge-

richten. Wir machen Druck. Denn ohne 

Druck bewegt sich nichts. 

 

Da ist grundsätzlich etwas faul  

Der Pferdefleischskandal zeigt dieselben 

Muster wie in den vergangenen Skanda-

len: Dieses Mal sind es Fertiggerichte, 

die statt Rind oder Schwein Pferde-

fleisch enthalten, das über einen 

schwarzen europäischen Handel in die 

Lebensmittelerzeugung gekommen ist. 

2011 war es dioxinbelastetes Futtermit-

tel in der Tierhaltung, 2010 war es Gam-

melfleisch von einem Hersteller in Bay-

ern. Das sind keine Einzelfälle, da ist 

ganz grundsätzlich etwas faul. 

Die für Verbraucherschutz zuständige 

Ministerin Aigner ist inzwischen berüch-

tigt für ihre „Aktionspläne“, aus denen 

dann nichts wird. Aigners Verbraucher-

informationsgesetz verhindert, dass die 

Behörden bei Täuschung die betroffe-

nen Hersteller und die Handelsketten 

veröffentlichen können. Aigner selbst 

hat in Brüssel verhindert, die Herkunft 

von Fleisch und Fleischzutaten europa-

weit klar zu kennzeichnen. Was wir 

brauchen, ist eine durchgreifende Ver-

besserung des Verbraucherschutzes bei 

Lebensmitteln, eindeutige Kennzeich-

nung, öffentliche Bekanntmachung bei 

Verstößen, Schutz der Informanten aus 

den Betrieben und härtere Strafen.  

 

Hinweisgeber besser schützen 

Der SPD-Gesetzentwurf für ein Hinweis-

geberschutzgesetz wird nächste Woche 

im Verbraucherausschuss des Bundesta-

ges beraten. Wenn Lebensmittelskanda-

le von Mitarbeitern aufgedeckt werden, 

gehören sie zudem unter den Schutz der 

Rechtsordnung. Das von Horst Seehofer 

versprochene Gesetz zum Schutz von 

Hinweisgebern hat die Wirtschaftslobby 

verhindert. Der SPD-Gesetzentwurf für 

ein Hinweisgeberschutzgesetz wird 

nächste Woche im Verbraucheraus-

schuss des Bundestages beraten. 

Ein Skandal jagt dem anderen—Ministerin Aigner 
kam nicht aus den negativen Schlagzeilen heraus 

Zu den Lebensmittelskanda-
len hat die SPD einen Ent-
schließungsantrag formu-

liert. An erster Stelle steht die Forde-
rung nach besseren Kontrollen und 
S a n k t i o n e n .  w w w . g a b r i e l e -
groneberg.de î Aktuelles 

@ 

Bürgerbüro Friesoythe 

Moorstraße 7, 26169 Friesoythe 
Tel.: 04491 - 4664 /Fax.: 04491-788394 
spd-friesoythe@ewetel.net 
Bürozeiten:  
Mo - Fr. 09.00 - 12.00 Uhr 
Mitarbeiterin: Maria Maul 

Bürgerbüro Norden 

Burggraben 46 
26506 Norden 
Tel.: 04931 - 4417 / Fax.: 04931-9301673 
gabriele.groneberg@wk.bundestag.de 
Bürozeiten:  
Mo.- Do. 09.00 - 17.00 Uhr 
Mitarbeiterin: Sabine Zimmermann 


